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Abkürzungsverzeichnis

SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
SUVA Schweizerische Unfallversicherungsanstalt
OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung
UVG Bundesgesetz über die Unfallversicherung

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

SUVA Caisse nationale suisse d'assurance en cas d'accidents
AOS Assurance obligatoire des soins
LAA Loi fédérale sur l'assurance-accidents
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

In der Frühjahrssession 2021 beschäftigte sich der Nationalrat mit einem Postulat
Reynard (sp, VS), welches die Prüfung einer möglichen Anpassung des UVG forderte, um
das Burnoutsyndrom als Berufskrankheit anzuerkennen und dessen Prävention zu
fördern. Reynard hatte das Postulat als eine Art Kompromiss eingereicht, nachdem
seine parlamentarische Initiative «Das Burnoutsyndrom als Berufskrankheit
anerkennen» abgelehnt worden war. In seiner eingereichten Begründung wie auch
während der Ratsdebatte führte der Postulant aus, dass neuste Zahlen zeigten, dass
seit 2012 ein Anstieg der Absenzen am Arbeitsplatz aufgrund psychischer Probleme um
50 Prozent zu verzeichnen sei. Das UVG decke das Burnoutsyndrom jedoch nicht ab,
weil dieses nicht als Berufskrankheit anerkannt werde. Somit befänden sich Personen,
die am Syndrom litten, in einer «nicht wirklich anerkannt[en]» Situation und könnten
häufig lediglich von einer beschränkten finanziellen Absicherung durch die OKP
ausgehen. Oft würden sie als depressiv eingestuft, was aber nicht einer Burnout-
Erkrankung entspreche. Wie bereits von mehreren europäischen Ländern festgestellt
und in deren Gesetzgebung angepasst, bestehe vielmehr ein Zusammenhang mit den
am Arbeitsplatz vorherrschenden Bedingungen. Der Bundesrat beantragte die Annahme
des Postulats.
Ursprünglich war die Behandlung des Geschäfts bereits für die Wintersession 2020
vorgesehen gewesen, das Anliegen war jedoch von Diana Gutjahr (svp, TG) bekämpft
worden. Als es sodann in der Frühjahressession 2021 behandelt wurde, argumentierte
Gutjahr, dass ein Burnout nicht kausal auf eine berufliche Tätigkeit zurückgeführt
werden könne. Es handle sich gewöhnlich um eine «multifaktoriell verursachte
Krankheit». Eine Ableitung psychischer Probleme von der Arbeitstätigkeit komme einem
«Misstrauensvotum den Arbeitgebern» und -geberinnen gleich. Gesundheitsminister
Berset hingegen unterstützte das Geschäft. Beim Burnout handle es sich um eine
ständig zunehmende Realität. Es sei daher zentral, über eine Reflexionsgrundlage zu
verfügen, welche es einem erlaube zu sehen, ob – und falls ja, wo – Handlungsbedarf
bestehe. Eine Mehrheit der grossen Kammer schienen die Worte Gutjahrs allerdings
mehr zu überzeugen. Mit 96 zu 87 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) stimmte der
Nationalrat gegen das Postulat, wobei die bürgerlichen Fraktionen mehrheitlich
respektive geschlossen (SVP) eine ablehnende Haltung einnahmen, während sich die
Ratslinke und die GLP-Fraktion für das Begehren aussprachen. 1

POSTULAT
DATUM: 10.03.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Sozialversicherungen

Unfallversicherung

Das Suva-Obligatorium für gewisse Betriebe abschaffen wollte Diana Gutjahr (svp, TG)
im März 2019 mit einer parlamentarischen Initiative. Sie verlangte, dass zukünftig alle
Arbeitgebenden ihre Unfallversicherungseinrichtung frei wählen können sollten. Für die
Änderung führte sie zahlreiche Gründe an: Es sei immer öfters unklar, ob ein Betrieb in
den Zuständigkeitsbereich der Suva falle, zudem führe das aktuelle System zu einer
Ungleichbehandlung der Betriebe. Die Suva habe in der Vergangenheit ihren
Tätigkeitsbereich ausgeweitet und die Privatwirtschaft konkurriert, wodurch die
Wirtschaftsfreiheit verletzt worden sei. Zudem könne mit der Änderung der
Kostenwettbewerb gestärkt werden, wovor sich die Suva nicht zu scheuen brauche. Im
Gegenteil sei dies eine Win-Win-Situation, von der auch die Suva profitieren würde, da
sie womöglich neue Betriebe hinzugewinnen könnte, erklärte die Motionärin im
Rahmen der Nationalratsdebatte in der Herbstsession 2020. Die Mehrheit der SGK-NR
machte diesbezüglich jedoch keinen Handlungsbedarf aus: Die Suva leiste gute Arbeit,
zumal sie schlechte Risiken versichere und dennoch die tiefsten Prämien aller
Unfallversicherungen aufweise, betonte etwa Kommissionssprecherin Prelicz-Huber
(gp, ZH). Ihren höheren Ertragswert nutze sie für Investitionen, Unfallprävention,
Forschung und Weiterbildungen, zumal sie nicht gewinnorientiert sei und keine
Dividenden ausschütte. Mit 104 zu 78 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) folgte der
Nationalrat der Kommissionsmehrheit und gab der parlamentarischen Initiative keine
Folge. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.09.2020
ANJA HEIDELBERGER
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1) AB NR, 2020, S. 2692; AB NR, 2021, S. 359 ff.
2) AB NR, 2020, S. 1401 ff.; Bericht SGK-NR vom 25.6.20 (Pa.Iv. 19.410)
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